
Bei hohen Stickoxid-Konzen-
trationen in der Atemluft
 sollen Kommunen ein Fahr-
verbot für Dieselfahrzeuge
verhängen. Das legt Bundes-
verkehrsminister Alexander
Dobrindt (CSU) den betroffe-
nen Städten in einer Antwort
auf eine Schriftliche Frage
des Grünen-Bundestagsab -
geordneten Matthias Gastel
nahe. Schon heute lasse das

Bundesimmissionsschutzge-
setz in solchen Situationen
ein generelles Fahrverbot zu.
Von dem Verbot ausnehmen
könne man „Fahrzeuge mit
Fremdzündungsmotor“, also
Benzinmotor, was einem Die-
sel-Fahrverbot gleichkäme.
Die Ausnahme, so Dobrindts
Beamte, stehe nicht explizit
im Gesetz, sollte aber „mög-
lich sein“. Die Bundesländer

hätten von Dobrindt lieber
eine Blaue Plakette, mit der
stinkende Dieselfahrzeuge
aus den städtischen Umwelt-
zonen verbannt würden.
Der CSU-Minister hingegen
schlägt nun den juristischen
Trick vor. „Dobrindt stiehlt
sich mit diesem Vorstoß aus
der eigenen Verantwortung
für die Gesundheit der Men-
schen“, sagt Gastel. gt

Armenien-Resolution

„Respektlosigkeit“
Die Vizepräsidentin des
 Bundestags Claudia Roth
 kritisiert den Umgang der
Bundesregierung mit der
 Armenien-Resolution des
Parlaments. „Das war eine
 erhebliche Respektlosigkeit“,
sagt die Grünen-Politikerin.
Regierungssprecher Steffen

Seibert hatte auf Bitten der
türkischen Regierung öffent-
lich klargestellt, dass die Bun-
desregierung den Beschluss
zum Völkermord an den Ar-
meniern als rechtlich nicht
bindend betrachte. „Das Par-
lament ist nicht ein Verfas-
sungsorgan, sondern das Ver-
fassungsorgan des Souve-
räns“, sagt Roth. „Beschlüsse
des Bundestages sind natür-

lich bindend, politisch wie
moralisch.“ Um den Flücht-
lingsdeal mit der Türkei zu
retten, habe die Kanzlerin
der Türkei „auf dem Silber-
tablett eine diplomatische
Distanzierung geliefert“. Was
die Menschenrechte und die
Demokratie in der Türkei be-
trifft, habe die Bundesregie-
rung „den Kompass verlo-
ren“, kritisiert Roth. akm, csc

Abschiebungen

Abkommen 
mit Afghanistan
Das Bundesinnenministerium
steht kurz vor dem Abschluss
eines Abkommens mit Afgha-
nistan über die Abschiebung
von Flüchtlingen. In Berlin
wurden letzte Details eines
„Memorandums of Under-
standing“ mit dem afgha -
nischen Vizeaußenminister
vereinbart. Afghanistan will
demnach sowohl freiwillige
Rückkehrer als auch Staats-
bürger, die wegen eines abge-
lehnten Asylantrags abge-
schoben werden, deutlich un-
komplizierter aufnehmen.

Die afghanische Delegation
stimmte auch Flügen mit
Chartermaschinen zu, in
 denen bis zu 50 Afghanen
gleichzeitig in ihre Heimat

zurückgebracht werden sol-
len. Berlin versichert in dem
Papier, mögliche Gefahren
für Rückkehrer, besonders
für Frauen und Minderjähri-

ge, bei Abschiebungen zu be-
rücksichtigen. Die Gespräche
mit der Kabuler Regierung
waren schwierig, zu Beginn
forderten die Afghanen fast
zwei Milliarden Euro, um
Rückkehrer zu integrieren.
Deutschland lehnte dies ab
und verwies auf die 430 Mil-
lionen Euro Hilfsgelder pro
Jahr. Nun will die Bundesre-
gierung schnell mit der Rück-
führung beginnen. „Bei er-
folgreicher Durchführung des
Projekts kann das Konzept
entsprechend auf andere 
Länder angewandt werden“,
heißt es in einem internen
Bericht an die Innenminister-
konferenz. mgb, wow

22 DER SPIEGEL 37 / 2016

H
A

N
S

 C
H

R
IS

TI
A

N
 P

LA
M

B
E

C
K

 /
 L

A
IF

Flüchtlinge in Berlin-Schönefeld
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Messstation in Leipzig

Grüne

Urwahl? Ohne mich
Simone Peter will nicht Spit-
zenkandidatin der Grünen
für die Bundestagswahl 2017
werden. „Ich habe beschlos-
sen, mich bei der Urwahl
nicht zur Wahl zu stellen“,
sagt Peter. Dies habe sie
nach reiflicher Überlegung
und nach Gesprächen mit
 ihrer Familie und Freunden
entschieden. Sie wolle sich
„2017 ganz auf die Aufgabe
der Parteichefin konzentrie-
ren und im Team mit unse-
ren Spitzenkandidaten die
Weichen für einen politi-
schen Wechsel bei der Bun-
destagswahl stellen“. Damit
ist Katrin Göring-Eckardt,
Kovorsitzende der Bundes-
tagsfraktion, die einzige Kan-
didatin für 2017 (siehe Inter-
view auf Seite 33). Peter
kann sich laut einem Schrei-
ben, das sie an die Partei
schicken will, eine Kandida-
tur in fernerer Zukunft aller-
dings durchaus vorstellen.
Die Grünen suchen ein Spit-
zenduo, eine Frau und einen
Mann. Peter, die dem linken
Flügel zugerechnet wird,
wirbt indirekt für Anton Hof-
reiter, der als einziger Be -
werber dieses Flügels in die
Urwahl zieht: Sie wolle ein
starkes Spitzenduo, „das
 unsere bunte Partei in ihrer
Breite und Vielfalt ausge -
wogen repräsentiert“. akm, bs

Luftverschmutzung

Dobrindt für 
Diesel-Fahrverbote


